
Stadt Luckenwalde  

 Die Bürgermeisterin   

 

 

 
öffentlich 

 
 

 

Amt Pressearbeit, Verwaltungs- und Kommunalservice   

 

Beschlussvorlage Vorlagen-Nr. 
B-6452/2019 
 

 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Stadtverordnetenversammlung 06.03.2019 

 
 
Titel: 
 
1. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung der Stadtverordnetenversammlung 
Luckenwalde 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 
die 1. Änderungssatzung vom ... 2019 zur Satzung zur Regelung der Entschädigung der 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Luckenwalde, der sachkundigen 
Einwohner, der Mitglieder der Ortsbeiräte der Ortsteile Frankenfelde und Kolzenburg und für 
ehrenamtlich Beauftragte vom 20.08.2014 (Entschädigungssatzung). 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: ja 
 
Gesamt  Produktkonto 
-aufwendungen ja   11110-542110 
Auswirkung Folgejahre: ja    
 je nach Nutzung durch die Gremienmitglieder  

– sh. Erläuterung/Begründung 
   
   
Bestätigung Kämmerin/Abt.-Ltr. Haushalts- und Geschäftsbuchhaltung: 
 

  
   

  Veröffentlichungspflichtig 

   
   
   
Bürgermeisterin   
   
   
Amtsleiterin 
Amt Pressearbeit, Verwaltungs- 
und Kommunalservice 

 Sachbearbeiterin 
Amt Pressearbeit, Verwaltungs- 
und Kommunalservice 
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Erläuterung/Begründung: 
 
In der Sitzung des Hauptausschusses am 19. Februar 2019 wurden Erläuterungen zum 
papierlosen Sitzungsdienst unter Nutzung eigener mobiler Endgeräte gegeben. Gleichzeitig 
erfolgte eine praktische Einweisung in die Nutzung des Ratsinformationssystems, mit dem 
Ziel, dass die Gremienmitglieder das Ratsinformationssystem auch in den Sitzungen 
elektronisch nutzen können bzw. sich ihre Sitzungsunterlagen selbst ausdrucken und dafür 
mehr Aufwandsentschädigung bzw. Sitzungsgeld erhalten.  
 
Es wird daher vorgeschlagen:  
 

 Für papierlos arbeitende Stadtverordnete die Aufwandsentschädigung monatlich um 
30 € und papierlos arbeitende Ortsvorsteher um 20 € zu erhöhen.  
 

 Für papierlos arbeitende sachkundige Einwohner und Mitglieder des Ortsbeirates, die 
nicht zugleich Ortsvorsteher sind, das Sitzungsgeld um 10 € zu erhöhen. 

 
Die anfallenden Kosten sind in den Haushaltsplan 2019 eingestellt.  
 
 
 
Anlage 1 - 1. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung 
Anlage 2 - Synopse 1. Änderungssatzung Entschädigungssatzung 
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